
Der Bundestag kam am Freitag zu einer Gedenkstunde 

zusammen. Mit dem 9. November sind in Deutschland 

gleich drei wichtige Ereignisse verbunden. So wurde 

am 9. November 1918 die Republik ausgerufen und 

markiert damit das Entstehen der ersten parlamentari-

schen Demokratie und der Einführung des Frauenwahl-

rechts vor 100 Jahren. Der 9. November 1938 bleibt 

uns in Erinnerung als schrecklicher Tag der so genann-

ten Reichspogromnacht, als im ganzen Land, organi-

siert von den Nationalsozialisten, Synagogen brannten. 

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble erinnerte in 

seiner Rede auch an das neueste Datum „am deutschen 

Schicksalstag“, den Tag des Mauerfalls am 9. Novem-

ber 1989. Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 

konzentrierte sich in seiner Rede auf das 100. Jubiläum 

der Ausrufung der Republik. Philipp Scheidemann hat-

te am 9. November 1918 vom Westbalkon des Reichs-

tagsgebäudes die Republik ausgerufen. Steinmeier 

schlug dabei den Bogen zur heutigen Zeit und außerte: 

„Ich wünsche mir, dass heute, an ihrem 100. Geburts-

tag möglichst viele Menschen in unserem Land dem 

Wert der parlamentarischen Demokratie nicht nur 

nachspüren, sondern, dass sie daraus die Kraft schöp-

fen, den Mut fassen, sich in und für diese Demokratie 

zu engagieren“. Der Schauspieler Ulrich Matthes trug 

im Plenarsaal die  Originalrede Scheidemanns von 

1918 vor. ■ 
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Haushaltsausschuss beschließt Denkmalschutzför-

derung für Heiligkreuztal, Riedlingen und Bad 

Buchau 

Der Biberacher CDU-Bundestagsabgeordnete Josef 

Rief freut sich über den Beschluss des Haushaltsaus-

schusses des Bundestages, drei Denkmalschutzprojekte 

in seinem Wahlkreis zu fördern. Demnach erhält das 

Kloster Heiligkreuztal zur Sanierung seiner Kloster-

mauer 200.000 Euro. Das Schloss in Neufra 

(Riedlingen) erhält 145.000 Euro zur Sanierung der 

Schlossmauer und die Stiftskirche St. Cornelius und 

Cyprianus in Bad Buchau wird für die Restaurierung 

von Beichtstühlen mit 70.000 Euro aus Bundesmitteln 

gefördert. 

„Mit dem Beschluss können wir alle vom Land ange-

meldeten Projekte im Kreis Biberach durchsetzen, die 

im Denkmalschutzsonderprogramm des Bundes bean-

tragt waren. Es freut mich, dass sich der Einsatz aller 

Beteiligten gelohnt hat“, sagte Josef Rief am Rande der 

Haushaltsausschusssitzung am Donnerstag. 

Mit dem Denkmalschutzsonderprogramm der Staatsmi-

nisterin für Kultur und Medien fördert der Bund natio-

nal bedeutende Denkmalschutzprojekte im ganzen 

Bundesgebiet. Für 2018 stehen 30 Mio. Euro und 40 

Mio. Euro stehen für 2019 für Maßnahmen zur Verfü-

gung. ■ 

Foto: Schilling Thomas CC BY-SA 4.0  

Bundespräsident Steinmeier im Plenum des Bundestages 
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AiF - Forscher Mittelstand ausgezeichnet 

In Berlin wurden die besten Projekte für die Praxis im 

Bereich Forscher Mittelstand mit dem Otto-von-Guericke-

Preis ausgezeichnet. Die Arbeitsgemeinschaft industriel-

ler Forschungsvereinigungen (AiF) ist für die Vergabe der 

Forschungsförderung des Bundeswirtschaftsministeriums 

zuständig. Josef Rief sprach auf der Veranstaltung auch 

mit dem Hauptgeschäftsführer der AiF, Dr. Thomas Kat-

höfer. Foto AiF■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Bundestag beschließt Steuerentlastung für Familien, 

das Rentenpaket und Verbesserungen in der Pflege 

Der Bundestag hat mit seinen Beschlüssen in dieser 

Woche zwei bedeutende Ziele der Großen Koalition 

umgesetzt.  

 

Familienentlastungsgesetz 

Nur knapp sieben Monate nach der Regierungsbildung 

löst die Koalition ihr Versprechen ein, Familien deut-

lich zu entlasten. 2019 steigt neben der Erhöhung von 

Kindergeld und Kinderfreibetrag auch der Grundfreibe-

trag für alle Bürger. Durch die Veränderung des Steu-

ertarifs wird zukünftig auch die so genannte kalte Pro-

gression verhindert. Insgesamt werden die Steuerzahler 

damit um jährlich knapp 10 Milliarden Euro entlastet. 

Durch sparsame Haushaltsführung und die gute wirt-

schaftliche Lage könne ein Teil der Einnahmen den 

Bürgerinnen und Bürgern zurückgeben werden, erklär-

te die finanzpolitische Sprecherin der Fraktion Antje 

Tillmann. Bis zum Jahr 2022 sollen Familien um insge-

samt fast 35 Milliarden Euro entlastet werden.  

 

Rentenpaket 

Bei der Mütter- und der Erwerbsminderungsrente gibt 

es deutliche Verbesserungen. Außerdem werden das 

Rentenniveau und der Beitragssatz zur Gesetzlichen 

Rentenversicherung bis zum Jahr 2025 festgeschrieben. 

Es sei ein Paket, das für Millionen Menschen in 

Deutschland konkrete Verbesserungen bringen wird, 

unterstreicht Peter Weiß, arbeitsmarkt- und sozialpoliti-

scher Sprecher der Unionsfraktion. Der stellvertretende 

Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Hermann Gröhe, 

nannte das Rentenpakt „ein starkes Stück Sozialstaat“. 

Zum 1. Januar 2019 bekommen Mütter und Väter, de-

ren Kinder vor 1992 geboren wurden, zusätzlich einen 

halben Rentenpunkt (sechs Beitragsmonate) in der 

Rentenversicherung gutgeschrieben. Davon profitieren 

knapp zehn Millionen Menschen. Außerdem wird es 

2019 erhebliche Verbesserungen bei der Erwerbsminde-

rungsrente geben. Galt bisher, dass jemand, der wegen 

gesundheitlicher Probleme nicht weiterarbeiten kann, bei 

der Rente so gestellt wird, als hätte er nur bis zum 62. 

Lebensjahr gearbeitet, wird diese Zurechnungszeit nun bei 

künftigen Beziehern einer Erwerbsminderungsrente auf 

die Regelaltersgrenze angehoben. Das Rentenniveau wird 

bis 2025 bei mindestens 48 Prozent des Durchschnitts-

lohns festgeschrieben. Der Beitragssatz wird gleichzeitig 

bei höchstens 20 Prozent der Lohn- und Gehaltszahlungen 

stabilisiert. Peter Weiß, kritisierte die „Jammerorgie“ über 

die Finanzierbarkeit des Rentenpakets. Die Rücklagen der 

Gesetzlichen Rentenversicherung beliefen sich mittlerwei-

le auf 38 Milliarden Euro und der Rentenversicherungs-

beitrag liege mit 18,6 Prozent auf einem historisch niedri-

gen Niveau.  

Für die langfristige Weiterentwicklung der gesetzlichen 

Rentenversicherung wurde die Kommission „Verläss-

licher Generationenvertrag“ eingesetzt, die bis Anfang 

des Jahres 2020 Vorschläge für die Zeit nach dem Jahr 

2025 vorlegen soll.  

 

Pflege 

Mit dem Sofortprogramm Pflege hält die Koalition 

Wort und sorgt für  bessere Arbeitsbedingungen, mehr 

Pflegekräfte, bessere Bezahlung. Der Kern des Pflege-

personalstärkungsgesetzes sind 13.000 zusätzliche Stel-

len für Pflegeheime und die Möglichkeit für jedes Kran-

kenhaus, unbegrenzt viele Pflegekräfte zusätzlich einstel-

len zu dürfen. ■ 

Peter Weiß erläutert das Rentenpaket im Plenum 
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